
 

 

 

Kreis Paderborn 

Landschaftsplan Lichtenau vom 13.08.2014 - Auszug 

2.2 Landschaftsschutzgebiete 

(1) Die nachfolgend unter den laufenden 
Gliederungsnummern 

Nach § 26 Abs. 1 BNatSchG werden Land-
schaftsschutzgebiete festgesetzt, soweit 
dies 
a) zur Erhaltung, Entwicklung oder Wie-

derherstellung der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 
oder der Regenerationsfähigkeit und 
nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Na-
turgüter einschließlich des Schutzes 
von Lebenstätten und Lebensräumen 
bestimmter wild lebender Tier- und 
Pflanzenarten,  

b) wegen der Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit oder der besonderen kultur-
historischen Bedeutung der Landschaft 
oder 

c)  wegen ihrer besonderen Bedeutung für  
     die Erholung erforderlich ist.  

2.2.1 Lichtenauer Wälder 
2.2.2 Offene Kulturlandschaft 
2.2.3 Fließgewässer und Trockentäler 
2.2.4 Vogelschutzgebiet Egge 
näher bestimmten Flächen sind gemäß 
§ 26 BNatSchG als Landschaftsschutzge-
biete (LSG) festgesetzt. 
Die Grenze der Landschaftsschutzgebiete 
verläuft auf der Mitte der in der Festset-
zungskarte eingezeichneten Abgrenzungs-
linie.  

  
(2) Allgemeine Verbote  
In den unter 2.2.1 bis 2.2.4 genannten 
Landschaftsschutzgebieten sind gemäß  
§ 26 Abs. 2 BNatSchG unter besonderer 
Beachtung des § 5 Abs. 1 BNatSchG und 
nach Maßgabe näherer Bestimmungen alle 
Handlungen verboten, die den Charakter 
des Gebietes verändern oder dem beson-
deren Schutzzweck zuwiderlaufen.  

 

Insbesondere ist es verboten:   
a) außerhalb befestigter Straßen und 

Wege, eingerichteter Park- und Stell-
plätze und außerhalb von Hofräumen 
zu reiten, Fahrrad zu fahren, ein Kraft-
fahrzeug zu fahren oder abzustellen; 

Als befestigt sind alle Wege anzusehen, 
die durch Einbringung von Wegebaumate-
rial oder als Folge von Erdbaumaßnahmen 
für das Befahren hergerichtet sind. Tram-
pelpfade und Fahrspuren gelten nicht als 
Wege. Furten sind Querungen eines Ge-
wässers und damit Bestandteile von We-
gen. Nach dem Landesforstgesetz ist das 
Fahren sowie das Abstellen von Wohnwa-
gen und Kraftfahrzeugen im Wald generell 
verboten. Die Vorschriften der Straßenver-
kehrsordnung sind zu beachten. 

 unberührt bleibt:   



 

 

 

- das Fahren oder Abstellen von 
Kraftfahrzeugen im Rahmen ord-
nungsgemäßer land- oder forstwirt-
schaftlicher sowie gartenbaulicher 
Tätigkeiten, der Jagd, der Fischerei 
sowie im Rahmen von Unterhal-
tungsarbeiten an Gewässern oder 
zulässig errichteten Versorgungs-
anlagen;  

 

b) Bäume, Sträucher oder sonstige Pflan-
zen oder Pflanzenbestände ganz oder 
teilweise zu beseitigen, zu beschädi-
gen oder auf andere Weise in ihrem 
Wachstum oder Bestand zu beein-
trächtigen;  

Als Beeinträchtigung gilt auch das Beschä-
digen des Wurzelwerks sowie das Verdich-
ten oder Versiegeln des Bodens im Trauf-
bereich der Bäume und Sträucher sowie 
die Behandlung von Säumen, Hochstau-
denfluren, Röhrichten u.a. mit Bioziden. Bei 
der Beweidung sind angemessene Schutz-
vorkehrungen zu treffen.  

 unberührt bleiben:   
- Maßnahmen im Rahmen der ord-

nungsgemäßen land- oder forst-
wirtschaftlichen Bodennutzung so-
wie die ordnungsgemäße Nutzung, 
Bewirtschaftung und Pflege von 
Bäumen und Sträuchern, sofern für 
genutzte Gehölze Ersatzpflanzun-
gen aus standortgerechten, heimi-
schen Laubgehölzen in der auf die 
Nutzung folgenden Pflanzzeit vor-
genommen werden, 

Zur ordnungsgemäßen Nutzung und Pflege 
zählen auch das Auf-den-Stock-Setzen der 
Hecken, Schnittmaßnahmen bei Obstbäu-
men und die Nutzung von hiebreifen Bäu-
men. Gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG 
ist das Auf-den-Stock-Setzen von Gehöl-
zen in der Zeit vom 1. März bis 
30. September verboten.  
 

- die Entnahme von wild lebenden 
Blumen, Gräsern, Farnen, Moosen, 
Flechten, Früchten, Pilzen, Tee- 
und Heilkräutern sowie Zweigen 
wild lebender Pflanzen aus der Na-
tur in geringen Mengen und für den 
persönlichen Bedarf, sofern es sich 
nicht um besonders oder streng 
geschützte Arten handelt,  

 

- Maßnahmen im Zusammenhang 
mit Wartungs-, Unterhaltungs- und 
Reparaturarbeiten an zulässig er-
richteten Ver- und Entsorgungslei-
tungen einschließlich Telekommu-
nikationseinrichtungen sowie an 
Bahngleisen nach Abstimmung mit 
der unteren Landschaftsbehörde, 

Zur Unterhaltung zählen auch das Zurück-
schneiden und Aufasten oder ähnliche 
Maßnahmen unterhalb von Leiterseilen 
und innerhalb der notwendigen Schneisen-
breite von Freileitungen sowie das Freihal-
ten der Schutzstreifen von unterirdischen 
Versorgungsleitungen entsprechend dem 
Betriebszweck.  

- Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen 
im Rahmen der Verkehrssiche-
rungspflicht nach Abstimmung mit 
der unteren Landschaftsbehörde;   

 



 

 

 

c) Moore, Heide, Brüche sowie Brachland 
oder andere nicht genutzte Fläche in 
eine andere Nutzungsart umzuwandeln 
oder die Nutzung zu intensivieren;  

Bei diesen Lebensräumen handelt es sich 
häufig um nach § 30 BNatSchG i. V. m. 
§ 62 LG NRW gesetzlich geschützte Bioto-
pe. Zu einer Intensivierung zählen insbe-
sondere der Umbruch der Flächen, der 
Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutz-
mitteln sowie das Verlegen von Drainagen. 
Das Umwandlungsverbot gilt nicht für 
Brachflächen, die im Rahmen der EU-
Stilllegungsprogramme vorübergehend 
nicht bewirtschaftet werden.  

d) Wald in eine andere Nutzungsart um-
zuwandeln, Schmuckreisig- und Weih-
nachtsbaumkulturen, Energieholz- und 
Kurzumtriebsplantagen außerhalb des 
Waldes oder Baumschulkulturen anzu-
legen;  

 

e) bauliche Anlagen im Sinne der Bau-
ordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der jeweils gültigen Fas-
sung sowie Verkehrsanlagen, Wege 
oder Plätze einschließlich deren Ne-
benanlagen zu errichten oder zu än-
dern, auch wenn für die jeweilige Maß-
nahme keine Planfeststellung, bauauf-
sichtliche Genehmigung, Anzeige oder 
sonstige baurechtliche Entscheidung 
erforderlich ist;  

Als bauliche Anlagen gelten neben Gebäu-
den auch Wald-, Jagd-, Fischerei- und 
sonstige Hütten sowie Dauercamping- und 
Dauerzeltplätze, Lager- und Ausstellungs-
plätze, Sportanlagen, Landungs-, Boot- 
und Angelstege, Wildgehege, Zäune und 
andere aus Baustoffen oder Bauteilen her-
gestellte Einfriedigungen.  

 unberührt bleiben:   
- die Errichtung oder Änderung bau-

licher Anlagen in unmittelbarer Nä-
he zur vorhandenen Bebauung, so-
fern sie planungsrechtlich zulässig 
sind und im Zusammenhang mit 
der vorhandenen Bebauung stehen 
oder der vorhandenen Bebauung 
dienen unter Beachtung der Ziele 
und Grundsätze des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege,  

Hierzu gehören auch Nebenanlagen wie 
beispielsweise die Erschließung (Wege, 
Kleinkläranlagen) sowie die Anlage von 
Stellplätzen und Einzäunungen von beste-
henden Vorhaben.  



 

 

 

- die Errichtung oder Änderung bau-
licher Anlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB auch in nicht unmittelba-
rer Nähe zur vorhandenen Bebau-
ung, sofern sich das beabsichtigte 
Vorhaben aus anderen öffentlich-
rechtlichen Gründen in unmittelba-
rer Nähe zu bereits vorhandenen 
baulichen Einrichtungen des Vor-
habenträgers im Rahmen der Prü-
fung des hierzu erforderlichen öf-
fentlich-rechtlichen Verfahrens 
auch unter Beachtung der Verhält-
nismäßigkeit und Zumutbarkeit des 
Einzelfalls als nicht zulässig erwie-
sen hat unter Beachtung der Ziele 
und Grundsätze des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege, 

Insbesondere aus immissionsschutzrechtli-
chen Gründen kann eine Änderung oder 
Erweiterung von baulichen Anlagen in un-
mittelbarer Nähe zur vorhandenen Bebau-
ung unter Berücksichtigung des aktuellen 
Stands der Technik wirtschaftlich nicht 
zumutbar und daher für den Vorhabenträ-
ger nicht durchführbar sein; in einem sol-
chen Fall gilt nicht das Bauverbot nach Nr. 
2.2 Abs. 2 e) dieser Satzung. 

- Errichtung und Betrieb von Wind-
kraftanlagen auf Grundstücken in-
nerhalb des Landschaftsschutz-
gebietes 2.2.2 und auf den Grund-
stücken in der Gemarkung Her-
bram, Flur 5, Flurstück 95, Gemar-
kung Asseln, Flur 5, Flurstück 77, 
Gemarkung Asseln, Flur 5, Flur-
stück 93 tlw. (nordöstlicher Teil des 
Flurstücks in einer Größe von 8 ha, 
im Süden begrenzt durch einen von 
West nach Ost verlaufenden Weg) 
und Gemarkung Asseln, Flur 5, 
Flurstück 95 tlw. (westlicher Teil 
des Flurstücks in einer Größe von 
75 ha, im Nordosten und Norden 
begrenzt durch eine Waldschneise, 
im Osten durch den Forstweg 
„Torfbruchstraße“ und im Süden 
durch die Nordgrenze des Natur-
schutzgebietes 2.1.3 „Glase-
bruch“), sofern diese innerhalb von 
im Flächennutzungsplan rechts-
wirksam ausgewiesenen Konzent-
rationszonen liegen und sofern die-
se weniger als 3% der bestehen-
den Landschaftsschutzgebietsflä-
chen durch Versiegelung – auch 
Teilversiegelung – in Anspruch 
nehmen und die Vereinbarkeit mit 
den Schutzfunktionen des jeweili-
gen Landschaftsschutzgebietes 
insgesamt gegeben ist,  

Zur Versiegelungsfläche zählen auch die 
mit den Windkraftanlagen in Zusammen-
hang stehenden Erschließungs- und zeit-
lich befristet erforderlichen Montageflä-
chen.  



 

 

 

- die Errichtung von Anlagen zur 
Energieversorgung als untergeord-
nete Nebenanlage in unmittelbarer 
Nähe zur vorhandenen Bebauung, 
solange sie dem primären Nut-
zungszweck des Grundstückes 
dienen unter Beachtung der Ziele 
und Grundsätze des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege,  

Anlagen zur Energieversorgung dienen nur 
solange dem primären Nutzungszweck von 
Grundstücken, wie sie überwiegend 
(> 50 %) für das jeweilige Grundstück 
selbst Energie erzeugen. Untergeordnet 
bedeutet, dass die Anlage wegen des äu-
ßeren Erscheinungsbildes und wegen ihrer 
Abmessungen optisch hinter dem Haupt-
gebäude, dessen Energieversorgung sie 
dient, zurücktreten muss.  

- die Errichtung von Anlagen zur 
Energieversorgung an und auf 
Dach- und Außenwandflächen von 
zulässig errichteten Gebäuden, 
wenn die Anlage dem Gebäude un-
tergeordnet ist,  

Untergeordnet bedeutet, dass die Anlage 
wegen des äußeren Erscheinungsbildes 
und wegen ihrer Abmessungen optisch 
hinter dem Gebäude, auf dem sie ange-
bracht ist, zurücktreten muss.  

- der Ausbau des vorhandenen 
landwirtschaftlichen Feldwegs auf 
den Grundstücken in der Gemar-
kung Kleinenberg, Flur 11, Flurstü-
cke 79, 80, 82, 83, 86-88, 90 und 
154, sofern dies für den Werksver-
kehr zwischen den westlich und 
östlich liegenden Gewerbebetrie-
ben erforderlich ist und der Weg 
anschließend ausschließlich dem 
Werksverkehr und als landwirt-
schaftliche Zufahrt dient im Einver-
nehmen mit der unteren Land-
schaftsbehörde, 

 

- die Errichtung von Wildfütterungen, 
Ansitzleitern und Jagdhochsitzen 
im Rahmen der ordnungsgemäßen 
Jagd,  

Eine zweckdienliche, möglichst unauffälli-
ge, dem Landschaftsbild angepasste Bau-
weise ist zu beachten.  

- das Errichten von nach Art und 
Größe ortsüblichen Forst- und 
Weidezäunen sowie kulturtech-
nisch notwendigen Einzäunungen 
im Rahmen des Erwerbsgarten-
baues für die Dauer der Kulturzeit,  

 

- die Errichtung von offenen Melk-
ständen oder Unterständen für das 
Weidevieh im Rahmen der ord-
nungsgemäßen Landwirtschaft,  

Eine zweckdienliche und dem Land-
schaftsbild angepasste Bauweise ist zu 
beachten. 

- die Unterhaltung der Forstwirt-
schaftswege,  

 



 

 

 

- der Bau von nicht mit Bindemitteln 
oder Pflaster befestigten Forstwirt-
schaftswegen im Rahmen der ord-
nungsgemäßen forstwirtschaftli-
chen Bodennutzung unter beson-
derer Berücksichtigung des Klein-
reliefs und ohne erhebliche und 
nachhaltige Veränderung der Bo-
dengestalt im Benehmen mit der 
unteren Landschaftsbehörde,  

 

f) ober- und unterirdische Leitungen aller 
Art einschließlich Telekommunikations-
leitungen zu errichten, zu verlegen o-
der zu ändern;  

 

 unberührt bleiben:   
- die Verlegung, Änderung und Un-

terhaltung von Leitungen, die der 
Grundversorgung von zulässig er-
richteten baulichen Anlagen dienen 
und sich auf gleichem Grundstück 
befinden unter Beachtung der Ziele 
und Grundsätze des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege,   

 

- das Verlegen von Leitungen im 
Baukörper von Straßen in Abstim-
mung mit der unteren Landschafts-
behörde soweit dies nicht dem 
Schutzzweck zuwiderläuft und kei-
ne artenschutzrechtlichen Belange 
berührt werden,  

 

- die Wartungs-, Unterhaltungs- und 
Reparaturarbeiten bestehender 
Leitungsnetze nach Abstimmung 
mit der unteren Landschaftsbehör-
de;  

 

g) Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder 
oder Beschriftungen oder ähnliches zu 
errichten, anzubringen oder zu ändern;  

Auf das Errichten und Aufstellen von Wer-
beanlagen, Werbemitteln, Schildern, Be-
schriftungen oder ähnlichem, sofern dafür 
eine Baugenehmigung erforderlich ist, fin-
det Nr. 2.2 Abs. 2 e) Anwendung.  

 unberührt bleiben:   
- das Errichten oder Anbringen von 

Schildern oder Beschriftungen 
durch Behörden, soweit sie aus-
schließlich auf den Schutz des Ge-
bietes hinweisen, Ver- oder Ge-
botshinweise beinhalten oder als 
Orts- und Verkehrshinweise, We-
gemarkierungen oder Warntafeln 
dienen,   

 

- das zeitweise Aufstellen von Schil-
dern im Rahmen der Vermarktung 
land- oder forstwirtschaftlicher so-
wie gartenbaulicher Erzeugnisse 
ab Hof, 

 



 

 

 

- das im Rahmen der Vermarktung 
land-, forst- und gartenbaulicher 
Erzeugnisse dauerhafte Anbringen 
von Schildern an landwirtschaftli-
chen Gebäuden einer bewohnten 
und landwirtschaftlich genutzten 
Hofstelle und das Aufstellen im Ho-
fraum bewirtschaftender Betriebe, 
sofern dafür keine baurechtliche 
Genehmigung erforderlich ist; 

 

h) Buden, Verkaufsstände, Verkaufswa-
gen, Warenautomaten, Wohnwagen, 
Wohnmobile, Mobilheime, Wohncon-
tainer, Zelte oder ähnliches dem zeit-
weisen Aufenthalt von Menschen die-
nende Anlagen ab- bzw. aufzustellen 
oder Stellplätze dafür zu errichten;  

 

 unberührt bleiben:   
- das zeitweilige Aufstellen von offe-

nen Verkaufsständen an Straßen 
und Parkplätzen zum Verkauf von 
im eigenen Betrieb gewonnenen 
land- und forstwirtschaftlichen so-
wie gartenbaulichen Produkten,  

 

- das zeitweilige Aufstellen von 
Schäferwagen und –karren im 
Rahmen der Wanderschäferei,  

 

- das Aufstellen von Waldarbeiter-
schutzwagen auf Wegen und Plät-
zen;  

 

i) außerhalb von Hofräumen und Haus-
gärten und außerhalb von dazu einge-
richteten und genehmigten Plätzen 
Feuer zu machen, zu grillen, zu zelten 
oder zu lagern;    

Die Verbote des Landesforstgesetzes sind 
zu beachten. 

 unberührt bleiben:   
- das Zelten der ansässigen Bevöl-

kerung, insbesondere der Kinder, 
auf Wiesen und Weiden in der Nä-
he der eigenen Wohngebäude,   

 

- das Verbrennen von Stroh, Schlag-
abraum oder sonstigen pflanzlichen 
Abfällen, soweit dieses nach abfall-
rechtlichen Vorschriften zulässig 
ist;  

 

j) Anlagen für alle Arten von Wasser-, 
Ball-, Winter-, Luft-, Modell-, Motor-, 
Schieß- oder Tiersport zu errichten, 
Modell-, Motor- oder Schießsport aus-
zuüben sowie Open-Air- Veranstaltun-
gen durchzuführen;  

 



 

 

 

k) Abgrabungen, Aufschüttungen, Aus-
schachtungen oder Sprengungen ein-
schließlich Hydraulic Fracturing (Fra-
cking) oder Verpressung von CO2 vor-
zunehmen oder die Bodengestalt auf 
andere Art und Weise zu verändern;  

Darunter fallen auch Verfüllungen zur Be-
seitigung von Geländesenken innerhalb 
landwirtschaftlicher Flächen, die Beseiti-
gung und Veränderung von Böschungen, 
Terrassenkanten und ähnlichem sowie die 
Beschädigung von Boden- und Kultur-
denkmalen.  

l) Boden, Bodenaushub, landschafts-
fremde Stoffe oder Gegenstände, ins-
besondere feste oder flüssige Abfall-
stoffe aller Art, Altmaterialien oder 
Schutt zu lagern, einzuleiten, einzu-
bringen oder sich ihrer auf andere Art 
und Weise zu entledigen;  

Abfälle in diesem Sinne sind auch Garten- 
und Holzabfälle. Die Verbote des Wasser- 
und Abfallrechtes sind zu beachten. Das 
Aufbringen von Gülle ist in der Düngever-
ordnung und das Aufbringen von Klär-
schlamm in der Klärschlammverordnung 
geregelt.  

 unberührt bleiben:   
- die vorübergehende Lagerung von 

Produkten der Land- und Forstwirt-
schaft sowie des Gartenbaus bis 
zur baldigen Abfuhr sowie die La-
gerung von Holz im Wald,  

Unzulässig sind Befestigungen, Überdach-
ungen, Lagern von Geräten etc.  

- Meliorationsmaßnahmen auf Acker-
flächen,   

 

- die vorübergehende Ablagerung 
sowie das Aufbringen von Dünger 
und Kompost,  

 

- die vorübergehende Ablagerung 
von Stoffen und Gegenständen an 
Uferrändern, die bei Maßnahmen 
der Gewässerunterhaltung anfal-
len,  

 

- die vorübergehende Lagerung von 
Material zu Unterhaltungs- und Re-
paraturarbeiten an Wegen auf vor-
handenen befestigten Plätzen,  

 

- das Anlegen von Futterstellen für 
das Wild gemäß § 25 Landesjagd-
gesetz; 

Die Regelungen der Verordnung zur 
Durchführung des Landesjagdgesetzes 
(DVO LJG NRW) sind zu beachten.  

m) die Gestalt der fließenden oder ste-
henden Gewässer zu verändern, künst-
liche Gewässer einschließlich Fischtei-
che anzulegen, in Gewässern Netzge-
hegeanlagen zu errichten sowie Ge-
wässer zu überspannen;  

Zum Gewässer zählen auch das Ufer und 
die Quellbereiche. Zur Gestaltveränderung 
zählen auch nicht sachgerechte Uferver-
bauungen aus Bauschutt oder Grünabfäl-
len sowie Veränderungen an der Gewäs-
sersohle insbesondere im Bereich von 
Bachschwinden (z. B. Altenauversickerung 
östlich Atteln).  

unberührt bleiben:   
- erforderliche Maßnahmen der Ge-

wässerunterhaltung nach Abstim-
mung mit der unteren Landschafts-
behörde,   

 



 

 

 

- Maßnahmen zum Rückbau und zur 
Wiederherstellung des vorherigen 
Zustandes nach Ablauf von was-
serrechtlichen Bewilligungen, Er-
laubnissen und gehobenen Erlaub-
nissen nach Abstimmung mit der 
unteren Landschaftsbehörde so-
weit dies nicht dem Schutzzweck 
zuwiderläuft und keine artenschutz-
rechtlichen Belange berührt wer-
den.  

 

  
(3) Allgemeine Gebote  
Es ist geboten,   
- ältere Baum-, insbesondere auch 

Obstbaumbestände, sowie andere Ge-
hölzpflanzungen zu pflegen, abgängige 
Gehölze durch Nachpflanzungen zu 
ersetzen und Lücken in den Beständen 
zu schließen; 

Dieses Gebot bezieht sich vor allem auf 
ältere Pflanzungen von Obstbaumreihen, 
Reihen anderer Laubbäume sowie Alleen. 

- den Biotopverbund und die Vernetzung 
von Lebensräumen entsprechend der 
Vorgaben des § 21 BNatSchG zu si-
chern und zu fördern;  

 

- nicht heimische, gebietsfremde und 
invasive Arten (=Neophyten) aus dem 
Gebiet zu entfernen und dauerhaft zu-
rückzudrängen;  

 

- die Landschaft durch die Schaffung 
von krautreichen Säumen sowie von 
Waldinnen- und -außenrändern in ihrer 
Strukturvielfalt anzureichern;  

 

- Eingriffe in Natur und Landschaft durch 
geeignete Maßnahmen der Land-
schaftspflege zu kompensieren.  

Hierzu zählt auch die Einbindung und land-
schaftsgerechte Eingrünung von Vorhaben 
in die Landschaft. 

  

2.2.1 Landschaftsschutzgebiet „Lichtenauer Wälder“  

(1) Die Festsetzung als Landschafts-
schutzgebiet erfolgt gemäß § 26 Abs. 1 
BNatSchG, insbesondere  

Das Schutzgebiet umfasst die großflächi-
gen zusammenhängenden Waldgebiete 
des Plangebietes außerhalb der als Natur-
schutzgebiet festgesetzten Gebiete. Es 
handelt sich (von Nordwest nach Südost) 
um die Waldflächen Schrödersberg, Uren-
berg, Mark, Buchberg, Emder Feld und 
Emder Wald, am westlichen Eggekamm 
außerhalb des NSG Glasebruch um Wald-
heide, Herbramer und Asseler Wald und 
Torfbruch, Himbeerenberg, Röbbekenberg, 
Buchlieth, Lichtenauer Wald, Atteler Ort, 
Außenberg, Imkenberg, Huser Holz, 

- zur Erhaltung und Entwicklung der Le-
bensgemeinschaften und Lebensstät-
ten von landschaftsraumtypischen Tier- 
und Pflanzenarten innerhalb von groß-
flächigen, zusammenhängenden Wald-
gebieten der Egge und der Paderbor-
ner Hochfläche,  

- zur Erhaltung und Verbesserung der 
Funktionen im regionalen und überre-
gionalen Biotopverbund, 



 

 

 

- zur Erhaltung und Erhöhung der stand-
orttypischen Waldanteile, insbesondere 
großflächige und naturnahe Buchen- 
und Buchenmischwälder sowie bach-
begleitende Erlen-Eschenwälder und 
andere Waldformationen an temporä-
ren und dauernd fließenden Bächen, 
Trockentälern und Quellbereichen, 

Mucht, Hainberg, Vienenburg, Krücke, 
Bündel, Mittelberg und Nordholz. 

- zur Erhaltung reich strukturierter und 
naturnaher Waldsysteme mit besonde-
rer Bedeutung für die Erholungsnut-
zung,  

Ziel ist der Erhalt der zusammenhängen-
den Waldgebiete aufgrund ihrer Bedeutung 
als Lebensraum für daran angepasste Ar-
ten, der Umbau zu naturnahen, dem 
Standort entsprechenden Waldgesellschaf-
ten sowie die Verbesserung der ökologi-
schen Funktionen durch die Vermehrung 
naturnaher und natürlicher Elemente ins-
gesamt. Die Gebiete sollen dauerhaft für 
die Erholungsnutzung gesichert werden.  

- zur Erhaltung und Wiederherstellung 
naturnaher Laubwaldgesellschaften 
einschließlich der Karsterscheinungen 
und geologischen Aufschlüsse auch für 
wissenschaftliche und pädagogische 
Zwecke.  

Zu den Karsterscheinungen zählen insbe-
sondere temporäre Wasserläufe, Quellen, 
Erdfälle und Trockentäler. 

  
(2) Spezielle Verbote  
Zusätzlich zu den allgemeinen Verboten ist 
es insbesondere verboten:  

 

a) die vorhandenen naturnah ausgepräg-
ten Bäche und Quellbereiche, deren 
Einschnitte und Talräume sowie Erdfäl-
le und geologische Aufschlüsse in ihrer 
Struktur oder Funktion zu beeinträchti-
gen;  

Als Beeinträchtigung gelten auch die kon-
zentrierte Ablagerung von Schlagabraum 
sowie die Anlage von Wild- und Lockfütte-
rungen. Die betroffenen Lebensräume und 
Strukturen haben eine hohe Schutzbedürf-
tigkeit und wären durch Eutrophierung 
nachhaltig geschädigt. 



 

 

 

b) ohne Genehmigung Grünland umzu-
brechen oder in Acker- oder Grabeland 
oder Wildacker umzuwandeln; 

Die Genehmigung ist nur dann zu versa-
gen, wenn eine für den Arten- und Bio-
topschutz wertvolle Grünlandfläche betrof-
fen ist oder wenn es sich um einen absolu-
ten Grünlandstandort handelt. Wird bei 
nicht standortbedingten Grünlandflächen 
die Genehmigung versagt, prüft die untere 
Landschaftsbehörde gemeinsam mit der 
Kreisstelle der Landwirtschaftskammer die 
Erforderlichkeit und Höhe einer Aus-
gleichszahlung. Die Ausgleichzahlung wird 
maximal bis zur Höhe der Ausgleichszah-
lung für Gebiete mit umweltspezifischen 
Einschränkungen (Förderung von Dauer-
grünland in Flora-Fauna-Habitat- und Vo-
gelschutzgebieten) des Landes NW festge-
legt. Wird eine Ausgleichszahlung nicht 
oder nicht mehr gewährt, so ist die Ge-
nehmigung zu erteilen. 

Der Genehmigungsvorbehalt gilt auch 
dann, wenn kein Flächenverzeichnis bei 
der Landwirtschaftskammer besteht oder 
die Fläche nicht in diesem aufgeführt ist. 
Umbruchverbote aufgrund von öffentlich-
rechtlichen Vorschriften, z. B. dem 
BNatschG, LG, WHG oder nach der Dau-
ergrünlanderhaltungsverordnung bleiben 
von den Regelungen des Landschaftsplans 
unberührt.  

Die Grundsätze der guten fachlichen Pra-
xis, insbesondere das Unterlassen von 
Grünlandumbrüchen auf erosionsgefährde-
ten Hängen, in Überschwemmungsgebie-
ten, auf Standorten mit hohem Grundwas-
serstand sowie auf Moorstandorten sind 
einzuhalten (vgl. § 5 BNatschG). 

 unberührt bleiben:  
- zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 

des Landschaftsplanes grün-
landähnlich genutzte Flächen, die 
im landwirtschaftlichen Flächenver-
zeichnis des Bewirtschafters mit 
der Kulturart Ackerfutter codiert 
sind und den Ackerstatus durch Art 
und Umfang der Bewirtschaftung 
nicht verloren haben,  

 

- Ackerflächen, die allenfalls vo-
rübergehend und weniger als fünf 
Jahre in Folge als grünlandähnliche 
Ackerfutter-Flächen genutzt wer-
den,  

 



 

 

 

- fünf Jahre oder länger in Folge be-
wirtschaftete Grünlandflächen, die 
nach Einzelabfrage bei der Land-
wirtschaftskammer NRW von die-
ser aus sonstigen, für den Einzelfall 
zu benennenden Gründen als 
Ackerfläche (z. B. im Rahmen einer 
Agrarumweltmaßnahme) eingestuft 
werden,  

 

- Brachflächen, die im Rahmen der 
EU-Stilllegungsprogramme vo-
rübergehend nicht bewirtschaftet 
werden;  

 

  
(3) Spezielle Gebote  
Es ist insbesondere geboten:   
- die naturnahe Waldbewirtschaftung 

des Gebietes beizubehalten bzw. ver-
stärkt anzuwenden,  

Zur Durchführung der Maßnahmen siehe 
Erläuterungen unter Kapitel 5; vgl. unter 
den Nr. 5.1 und 5.2 Entwicklungs- und 
Pflegemaßnahmen. 

- den Anteil von naturnahen Laub- und 
Mischwaldbeständen am Gesamtwald-
bestand zu erhöhen,  

Als Grundlage für die Artenauswahl sind 
die Arten der potenziellen natürlichen Ve-
getation des jeweiligen Standortes heran-
zuziehen. Es kommen Arten aus dem Her-
kunftsgebiet 4 (Westdeutsches Bergland) 
zur Verwendung. 

- nicht standortgerechte Bestände vor-
rangig umzubauen,  

- geeignete Einzelbäume oder Baum-
gruppen zu Altholzinseln zu entwickeln 
sowie Totholz und Höhlenbäume zu 
erhalten,  

- artenreiche und naturnahe Waldmäntel 
und Waldinnensäume zu erhalten und 
zu entwickeln,  

 

- innerhalb der Waldgebiete vorhandene 
Grünlandflächen als Trittsteinbiotope 
zu erhalten und extensiv zu nutzen, 

 

- wertvolle und landschaftsraumtypische 
Lebensräume wie Quellen, dauernd 
und zeitweise fließende Bachläufe so-
wie deren Auen, Einschnitte und Täl-
chen, Erdfälle, Kleingewässer und Fel-
sen zu sichern und zu entwickeln,  

Vorrangig sind auf diesen Standorten die 
Nadelholz-Bestockungen zu entfernen und 
in standortgerechte, heimische Laubwald-
bestände umzuwandeln.  

- Holz mit Fahrzeugen nur von den 
Rückegassen und Wegen aus zu rü-
cken und Rückegassen nicht in ökolo-
gisch empfindlichen Bereichen anzule-
gen.  

Als ökologisch empfindlich gelten Flächen, 
die nach § 30 BNatSchG i. V. m. § 62 LG 
NRW gesetzlich geschützt oder prioritärer 
FFH-Lebensraumtyp nach Anhang I der 
FFH-Richtlinie sind. 

 


